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3.1.5 Erklärung

In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich
der somatischen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Un-
tersuchungen vorgesehen.

3.1.6 Beantragte Förderung des Teilprojektes (Ergänzungsausstattung)

Haushaltsjahr Personalkosten Sächliche Verwal-
tungsausgaben

Investitionen Gesamt

2003  92,4 10,3 • 102,7

2004  92,4   9,8 • 102,2

2005  92,4   9,3 • 101,7

2006  92,4   9,3 • 101,7

Summe 2003-2006 369,6 38,7 • 408,3

(Beträge in Tausend �)
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3.2 Zusammenfassung

Das Teilprojekt untersucht den Wandel von Staatlichkeit am Beispiel der Sicher-
heitspolitik. Im Mittelpunkt steht die Entwicklung internationaler Präventions- und
Interventionsbemühungen. Diese können als Ausdruck für die seit dem Ende des
Ost-West-Konflikts verstärkt stattfindende Verlagerung von Sicherheitspolitik von
der einzelstaatlichen auf die internationale Ebene betrachtet werden (Internationali-
sierung), weisen aber auch Merkmale von Privatisierung auf, da zunehmend nicht-
staatliche Akteure an solchen Maßnahmen beteiligt sind und insofern bestimmte
Aufgaben aus nationalen Ministerien ausgelagert werden. Präventions- und Inter-
ventionspolitiken haben in den 1990er Jahren an Bedeutung gewonnen, um inner-
staatliche Konflikte oder gar den Staatszerfall zu verhindern, Gewalteskalationen zu
beenden oder deren Wiederausbruch vorzubeugen. Könnte dies zu einem Wandel
von Staatlichkeit in der Ressourcendimension führen?

Die Analyse ist auf drei Themenkomplexe gerichtet: Die erste Phase gilt der
Genese dieser Politiken im Kontext internationaler Organisationen (UN, OSZE,
EU, NATO) und von nicht-staatlichen Akteuren (z.B. Hilfsorganisationen, NGOs).
Behandelt wird der Ausbau solcher Politiken als Beispiel für Internationalisierung
und Privatisierung von Sicherheit und die Entwicklung von Security Governance:
Aufgaben der Konfliktvermeidung, der Friedenssicherung und der Friedenserhal-
tung, samt der dazu notwendigen Instrumente und Ressourcen, werden an internati-
onale Organisationen und teilweise auch an private Akteure delegiert.

In der zweiten Phase geht es um die Analyse der Rückwirkung dieser Verlage-
rung auf die Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitiken der westlichen Staa-
ten, die sich an solchen Präventions- und Interventionsmaßnahmen aktiv beteiligen
(Teilnehmer), dabei ihre nationalen Politiken zunehmend internationalen Vorgaben,
Standards und Normen anpassen und zugleich zunehmend mit nicht-staatlichen
Akteuren kooperieren müssen.

In der dritten Phase wird die Wirkung dieser Politiken auf jene Staaten bzw.
Krisenregionen (Adressaten) behandelt, in die intergouvernementale und private
Akteure mit Präventions- oder Interventionsmaßnahmen eingreifen. Zumeist geht
es dabei um den Erhalt, die Transformation oder den Wiederaufbau staatlicher
Strukturen vor Ort mithilfe externer Akteure (z.B. Kosovo, Ost-Timor, Bosnien,
Mazedonien, Afghanistan).

Erste Phase (2003-2006) Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase (2011-2014)

Genese und Struktur internatio-
naler Präventions- und Inter-
ventionspolitiken

Auswirkungen auf nationale
Außen-, Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitiken, Länderver-
gleich

Auswirkungen auf Konflikt- und
Krisenregionen,
Vergleich verschiedener Kon-
fliktregionen
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3.3 Problemaufriß und Stand der Forschung

3.3.1 Problemaufriß

Das Teilprojekt beschäftigt sich mit dem Wandel von Staatlichkeit am Beispiel in-
ternationaler Sicherheitspolitik. Im Zentrum stehen dabei zum einen die Aktivitäten
internationaler Organisationen (IOs) und nicht-staatlicher/privater Akteure im Be-
reich von Prävention und Intervention bei innerstaatlichen Konflikten, da sie den
Wandel in der Sicherheitspolitik seit dem Ende des Ost-West-Konflikts am deut-
lichsten dokumentieren. Zum anderen liegt das Augenmerk auf einer Analyse des
Beziehungsgefüges zwischen der Sicherheitspolitik einzelner Staaten und den ent-
sprechenden IO- bzw. nicht-staatlichen Aktivitäten. Unter Prävention werden zivile
oder militärische Aktivitäten verstanden, die dazu dienen, gewaltsame Konflikte zu
vermeiden oder zumindest eine weitere Eskalation zu unterbinden. Prävention setzt
daher idealiter im Konfliktverlauf zu einem möglichst frühen Zeitpunkt ein. Unter
Intervention wird eine massive zivil-militärische Einmischung verstanden, die dazu
dient, einen bereits stattfindenden Bürgerkrieg zu beenden (war ending) und Pro-
zesse der Friedenskonsolidierung (post-conflict peace-building) zu fördern. Promi-
nente Beispiele für diesen „neuen Interventionismus“ (Debiel/Nuscheler 1996) sind
neben peace-keeping-Operationen nicht zuletzt die UN- oder EU-Verwaltungen in
ehemaligen Bürgerkriegsregionen. Interventionen dieser Art erfolgen zu einem re-
lativ späten Zeitpunkt im Konfliktverlauf.

In beiden Fällen – im zweiten in der Regel stärker als im ersten – bedeuten die-
se Aktivitäten einen direkten Eingriff in diverse Dimensionen von Staatlichkeit, vor
allem jedoch im Hinblick auf die Ressourcendimension, die idealiter die autonome
staatliche Verfügung sowohl über erwirtschaftete Ressourcen als auch über Ge-
waltmittel umfaßt. Dieser Eingriff gilt, wie zu zeigen sein wird, sowohl für jene
Staaten, die sich an solchen internationalen Maßnahmen beteiligen (Teilnehmer) als
auch für jene, die von solchen Aktivitäten betroffen sind (Adressaten). Zwar muß-
ten Staaten, historisch betrachtet, stets Autonomieverluste bzw. Souveränitätsein-
bußen auf diesen Feldern hinnehmen. In der Regel geschah dies infolge opportu-
nistischer Machtkalküle mächtiger Staaten oder Staatenkoalitionen. Selbst wenn
dadurch ihre de jure-Anerkennung als Staat (international legal sovereignty) nicht
berührt war (außer bei territorialen Eroberungen), mußten sie, so Krasner (1999),
de facto Abstriche von ihrer westphalian sovereignty (Prinzip der souveränen Au-
tonomie) oder gar von ihrer domestic sovereignty (Prinzip des innerstaatlichen Ge-
waltmonopols) machen. Neu ist demnach weniger der Eingriff in Souveränitätsas-
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pekte per se, sondern vielmehr die Art und Weise sowie die Zielsetzung des Ein-
griffs.

Das Projekt will insofern erstens zeigen, daß seit den 1990er Jahren Interventi-
ons- bzw. Präventionsmaßnahmen in aller Regel nicht mehr unilateral stattfinden,
sondern überwiegend multilateralen Charakter haben und durch internationale Or-
ganisationen und/oder private Akteure ausgeführt werden. Daraus folgt zweitens
die Frage, ob und inwieweit sich staatliche Politiken (inklusive der entsprechenden
Ressourcen) zumindest teilweise auf eine überstaatliche Ebene verlagern (Interna-
tionalisierung) und/oder aber bewußt an nicht-staatliche Akteure ausgelagert wer-
den (Privatisierung). Drittens wäre sekundäranalytisch zu prüfen, ob und in wel-
cher Weise sich der Charakter der Einmischung gegenüber früheren Interventionen
verändert hat, ob diese also nicht mehr dazu dienen, politische Einflußzonen zu er-
weitern und die lokale Autorität zu schwächen, sondern im Gegenteil dazu, bei den
Adressaten gefährdete staatliche Strukturen zu stärken und, wenn notwendig, wie-
der aufzubauen. Betrachtet man den Vorgang insgesamt, so drängt sich ein paradox
scheinender Eindruck auf: Während bei den Adressaten eine brüchig gewordene
bzw. verlorengegangene Staatlichkeit (failed states) insgesamt und auch im sicher-
heitspolitischen Bereich neu begründet werden soll, verlagert sich zumindest in den
europäischen OECD-Staaten Sicherheitspolitik auf überstaatliche Instanzen.

In den 1990er Jahren gewannen daher in der Politikwissenschaft, insbesondere
in der Friedens- und Konfliktforschung, die Begriffe Prävention und Intervention
erheblich an Konjunktur. Zwischen beiden Konzepten besteht ein enger Sinnzu-
sammenhang, da es sich in beiden Fällen um eine Einmischung in die inneren An-
gelegenheiten eines Staates handelt. Prävention dient idealiter dazu, durch vorsor-
gende Maßnahmen spätere Interventionen zu verhindern. Umgekehrt versuchen
Interventionen, stattfindende Gewalt zu beenden und ihren Wiederausbruch zu
vermeiden; auch sie können insofern eine präventive Wirkung entfalten. Die Über-
gänge zwischen beiden Formen der Einmischung sind daher in der Praxis oftmals
fließend. In der Forschung werden die Konzepte jedoch in der Regel getrennt von-
einander diskutiert, wobei bestimmte Fragestellungen dominieren.

3.3.2 Stand der Forschung

Prävention

Beim Thema Prävention lassen sich vor allem drei Literaturstränge unterscheiden:
Der erste befaßt sich im wesentlichen mit begrifflichen und konzeptionellen Über-
legungen, die eher heuristischer Natur sind. Prävention zielt danach nicht auf die
Vermeidung sozialer Konflikte per se, sondern auf die Verhinderung eines gewalt-
samen Konfliktaustrags und gleichzeitig auf die Förderung konstruktiver, ziviler
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Formen im Umgang mit Konflikten. Die international gebräuchlichen Begriffe pre-
ventive diplomacy oder conflict prevention werden daher meist mit dem Hinweis
auf die Verhütung von violent oder deadly conflicts verbunden. Diesem Verständnis
folgt auch die geläufige Präventions-Definition von Lund (1996: 37): „Action taken
in vulnerable places and times to avoid the threat or use of armed force and related
forms of coercion by states or groups to settle the political disputes that can arise
from the destabilizing effects of economic, social, political and international
change.“ Um diese Zielsetzung präventiver Politik zu unterstreichen, haben sich in
der deutschsprachigen Literatur die Begriffe Krisenprävention (Fischer 1999; Mat-
thies 2000) oder Gewaltprävention (Debiel 1996; Spelten 1996; Birckenbach 1997)
eingebürgert. In der Forschung besteht weitgehend Einigkeit darin, daß sich das

Problem der Gewaltvermeidung letztlich in jeder Phase eines Konfliktes stellt −
vor, während und nach einer Gewalteskalation. Es gilt demnach, (a) Gewaltanwen-
dung zu vermeiden, (b) weitere Eskalationen zu unterbinden oder zumindest einzu-
dämmen und (c) den Wiederausbruch von Gewalt zu verhindern (s.a. Carnegie
Commission 1997). Diese Sichtweise führt notwendigerweise zu einer Ausdifferen-
zierung des Präventionskonzepts, das sich damit nicht nur allein auf eine Frühphase
des Konflikts beschränken läßt, was oftmals als „Prävention im engeren Sinne“ be-
zeichnet wird (Matthies 2000: 36). Analog zu den drei Konfliktphasen sprechen
Leatherman u. a. (1999: 99) von conflict prevention, escalation prevention und
post-conflict prevention, Nicolaïdis (1996: 32-36) spricht von early, late und conti-
nuous prevention und Matthies (2000: 34) von Primär-, Sekundär- und Tertiärprä-
vention.

Ein zweiter Literaturstrang untersucht primär Aktivitäten und Instrumente, die
zur Prävention im weitesten Sinne dienen können. Als Ausgangspunkt wird dabei
häufig die Unterscheidung der Carnegie Commission (1997) zwischen operational
und structural prevention aufgegriffen; andere sprechen alternativ auch von ad hoc
und systemic prevention (Nicolaïdis 1996: 39-40) oder von light und deep preventi-
on (Miall u.a. 1999: 97). Unter die Kategorie von structural prevention fallen lang-
fristige Maßnahmen, die darauf abzielen, potentielle oder tatsächliche Konfliktursa-
chen zu beseitigen und dauerhafte, selbsttragende Lösungen zu entwickeln. Sie
konzentrieren sich damit primär auf strukturelle Faktoren (background factors, root
causes), die oftmals die tieferliegenden Ursachen für einen Konflikt darstellen. Zu
diesen Strukturfaktoren gehören beispielsweise sozio-ökonomische Ungleichheit,
demographischer Wandel, Armut, politische Repression und Diskriminierung, inef-
fektive Institutionen oder mangelnde politische Partizipationschancen. Typische
Politikfelder, die für strukturelle Prävention genutzt werden können, sind die Ent-
wicklungszusammenarbeit (Ball/Halevy 1996; Spelten 1998; Eide/Ronnfeldt 1998;
Mehler/Ribaux 2000), internationale Kreditvergabepolitik (Boyce/Pasttor 1998;
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Stevenson 2000), Abrüstung und Rüstungskontrolle, Demokratisierung und good
governance (Mair 1997; Reychler 1999), Menschenrechtspolitik, Friedenserzie-
hung, Versöhnungspolitik (Lederach 1995, 1997) sowie die Förderung von peace
constituencies (Ropers 1995, 1996). Zur Kategorie von operational prevention ge-
hören kurz- bis mittelfristige Maßnahmen, die sich unmittelbar auf spezifische, zu-
meist politische Krisen bzw. Krisenanzeichen beziehen. Sie reagieren in erster Li-
nie auf Prozeßfaktoren (aggravating factors), die eine bestehende labile Situation
weiter verschärfen, bzw. auf Auslösefaktoren (triggering events), die oftmals den
aktuellen Anlaß zu einer gewaltsamen Eskalation oder zu einer Fortsetzung dersel-
ben geben (Matthies 2000: 37-38). Typische Instrumente der operationalen Präven-
tion sind fact finding- und monitoring-Missionen, Vermittlungs- und Schlichtungs-
bemühungen (Bercovitch/Rubin 1992; Diamond/McDonald 1996; Paffenholz 1998;
Greenberg u.a. 2000), Androhung und Verhängung von ökonomischen und politi-
schen Sanktionen (Martin 1992; Cortright/Lopez 1995, 2000; Weiss u.a. 1997;
Crawford/Klotz 1999), humanitäre Soforthilfe (Minear/Weiss 1995; Anderson
1999), die Entsendung internationaler Polizeieinheiten (Holm/Eide 2000) oder die
präventive Stationierung von Truppen (preventive deployment). Diese potentiellen
Maßnahmen machen deutlich, daß Prävention nicht notwendigerweise neuartige
policy-Instrumente erfordert, sondern die Literatur vielmehr eine neue Perspektive
auf bisherige Politiken eröffnet, die nunmehr auf ihren Beitrag zur Kon-
fliktvermeidung hin analysiert und evaluiert werden (siehe beispielhaft Anderson
1999). Daneben werden in der Sozialwissenschaft auch innovative Instrumente, wie
insbesondere Maßnahmen zur Früherkennung und -warnung von Konflikten
(Gurr/Harff 1996, 1998; Davies/Gurr 1998; Walraven 1998), diskutiert. Im Zent-
rum dieser Literatur steht die Frage nach der Wirkung und den Erfolgsbedingungen
der jeweiligen Instrumente und Politikfelder, oftmals untersucht auf der Basis ver-
gleichender Fallstudien.

Der dritte Literaturstrang stellt die Rolle verschiedener Akteure bei der Kon-
fliktbearbeitung in den Mittelpunkt. Die forschungsleitende Frage lautet hier: Wel-
che Akteure engagieren sich auf welche Weise im Bereich der Prävention? Unter-
sucht werden dabei sowohl inner-institutionelle Voraussetzungen (Strukturen und
Entscheidungsmechanismen) als auch die inhaltliche Politikentwicklung und ihre
praktische Umsetzung. In der Regel wird in diesem Bereich zwischen drei Akteurs-
gruppen unterschieden: nicht-staatliche/private, staatliche und internationa-
le/multilaterale Akteure. Historisch betrachtet gewann die Präventionsperspektive
seit Ende der 1980er Jahre zunächst bei den NGOs (z.B. International Alert), bei
humanitären Organisationen sowie bei nationalen und internationalen Entwick-
lungsagenturen eine praxeologische Bedeutung, was schließlich zur Änderung bzw.
Überprüfung bisheriger Politiken und interner Strukturen führte. Diese Entwick-
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lungen sind in der Literatur relativ breit dokumentiert.1 Seit Mitte der 1990er Jahre
wurde die Problematik verstärkt auch in den zentralen Entscheidungsgremien der
IOs (Bauwens/Reychler 1994; Chayes/Chayes 1996; Walraven/Vlugt 1996; Peck
1998) sowie bei nationalen Außen-, Verteidigungs- und Entwicklungsministerien
aufgegriffen (Björkdahl 1999; Reinhardt 1999; Walraven 1999). Bei Durchsicht der
Literatur wird deutlich, daß sich NGOs und Entwicklungsagenturen primär auf den
Bereich der strukturellen Prävention konzentrieren, während die eher kurzfristige,
operationale Prävention (Krisenmanagement) eine Domäne nationaler Außen- und
Sicherheitspolitiken, sowie internationaler Organisationen ist, zumeist autorisiert
und implementiert durch intergouvernementale Entscheidungsgremien (z.B. UN-Si-
cherheitsrat, Ständiger Rat der OSZE oder EU-Ministerrat) bzw. durch ihre jeweili-
gen, nachgeordneten Sekretariate (z.B. UN-Generalsekretariat, OSZE-Sekretariat,
EU-Institutionen).

Nimmt man die drei Literaturstränge zusammen, erhält man folgendes Bild:
Auf der konzeptionell-theoretischen Ebene liegen bereits umfangreiche Vorarbeiten
vor, die allerdings zum Teil nur wenig operationalisiert sind und noch ihrer empiri-
schen Überprüfung harren. Dies gilt insbesondere für die Frage nach dem Maßstab
und den Bedingungen für den Erfolg präventiver Bemühungen (siehe dazu Jentle-
son 2000). Auf der Ebene der Maßnahmen dominieren Einzeluntersuchungen über
verschiedene Instrumente, die erst neuerdings unter dem Gesichtspunkt der Prä-
vention betrachtet werden. In einigen Bereichen, wie z.B. bei Sanktionen oder
Vermittlung, gibt es bereits eine breite, empirisch gehaltvolle Wirkungsforschung.
Gleichwohl besteht das zentrale Manko darin, daß die Instrumente zumeist nur iso-
liert und nicht im Verbund untersucht werden, obgleich in der Realität in der Regel
stets ein set von Instrumenten parallel oder zeitlich versetzt angewandt wird. Über
die Wechselwirkungen der Instrumente untereinander ist relativ wenig bekannt,
weshalb sich die in der Praxis häufig gestellte Frage nach dem geeigneten tool-kit
für spezifische Situationen bislang nur schwer beantworten läßt. Dies gilt in beson-
derem Maße für alle Aktivitäten im Bereich der operationalen Prävention. Auf der
Ebene der Akteure beherrschen Studien über NROs und Entwicklungsagenturen
das Bild. Die Untersuchung von IOs und insbesondere von staatlichen Akteuren
steht hingegen noch weitgehend am Anfang, dies gilt sowohl für die Analyse der
Politikentwicklung innerhalb der internationalen/nationalen Bürokratien als auch

                                                                       
1 Zur Rolle von nicht-staatlichen Akteuren in der Weltpolitik, siehe Risse-Kappen (1995) und Josse-

lin/Wallace (2001). Zur Rolle von NGOs, siehe Lederach (1995); DeMars (1995); Rotberg (1996);
Hackett (1996); Ropers (1997); Melone (1998). Zur Rolle von Entwicklungs- bzw. Finanzorganisa-
tionen, siehe Ball/Halevy (1996); Anderson (1996, 1999); Mair (1997); Boyce/Pasttor (1998); Spel-
ten (1998); Eide/Ronnfeldt (1998); Stremlau/Sagasti (1998); Englert (1999); Uvin (1999); Stevenson
(2000).
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für die Wirkungsweise ihrer Politiken in der Praxis. Eher unbeachtet bleiben die
Wechselbeziehungen zwischen der internationalen und der nationalen Ebene in die-
sem Bereich, d.h. weder die gezielte oder eine eher sich allmählich entwickelnde
Bildung von internationalen Regimen noch ihr Einfluß auf staatliche Politiken sind
bislang – im signifikanten Unterschied zu anderen Politikfeldern – genauer unter-
sucht worden.

Intervention

Im Unterschied zur Prävention dienen Interventionen dazu, bereits stattfindende
Gewalt durch Einmischung von außen zu beenden und eine Rückkehr zur Gewalt
durch die Stationierung einer internationalen Präsenz zu verhindern. Dabei handelt
es sich um einen weitaus tiefgreifenderen Eingriff in die inneren Belange eines
Staates. Interventionen erfolgen darüber hinaus in der Regel gegen den Willen der
Betroffenen (bzw. gegen den Willen einer Konfliktpartei), sie können allerdings
auch, etwa zur Absicherung und Implementierung eines Friedensabkommens, von
den Beteiligten gewünscht werden (erbetene Intervention). Interventionen schließen
– im Gegensatz zur Prävention – notwendigerweise die Androhung und Anwen-
dung militärischer Gewaltmittel ein, letzteres geschieht in Form von Friedensschaf-
fung (peace making/enforcement) oder von Friedenserhaltung (peace-keeping). Im
Zuge der Friedenskonsolidierung (post-conflict peace-building) enthalten Inter-
ventionen in Krisengebieten auch eine starke zivile Komponente, etwa in Gestalt
von international geführten Zivilverwaltungen, Polizeieinheiten und Gerichten (z.B.
UN-Verwaltungen in Kambodscha, Kosovo und Ost-Timor, EU-Verwaltung in
Mostar und Bosnien).

Die Literatur läßt sich in diesem Bereich ebenfalls in drei Richtungen einteilen:
Zum ersten findet sich eine breite völkerrechtliche und normative Debatte über die
Legitimität von Interventionen. Zwar gilt nach einem soziologischen Verständnis
letztlich jede Aktivität, die dazu dient, das Verhalten eines Staates von außen zu
beeinflussen, als Intervention (vgl. z.B. Czempiel 1994), gleichwohl wird im Völ-
kerrecht der Begriff primär auf die Anwendung von durch die UN legitimierten
Zwangsmitteln (Kap. VII UN-Charta) bezogen. Darüber hinaus gewann die Prob-
lematik vor allem im Kontext von humanitären Interventionen in den 1990er Jah-
ren erneut an Bedeutung: Darunter wird ein spezifischer Interventionstyp verstan-
den, bei dem durch militärisches Eingreifen von Seiten Dritter schwere und syste-
matische Menschenrechtsverletzungen innerhalb eines Staatsgebietes beendet wer-
den sollen, die in der Regel von einer Regierung an Teilen ihrer Bevölkerung ver-
übt werden (Pape 1997; Abiew 1999). Das Völkerrecht beschäftigt sich vor allem
mit der Frage der rechtlichen Zulässigkeit von Militärinterventionen, verstanden als
Abweichungen vom Prinzip der Nicht-Einmischung, und muß dabei Abwägungen
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zwischen verschiedenen völkerrechtlich relevanten Normen (z.B. Gewaltverbot
versus Schutz der Menschenrechte) treffen (Arend/Beck 1993; Delbrück 1992;
Kimminich 1995; Luchterhand 1999; Simma 1999). Die Debatten in der normati-
ven Theorie eröffnen darüber hinaus unter der Rubrik des „gerechten Krieges“ eine
grundsätzliche Perspektive (Walzer 1977; Smith 1989; Forbes/Hoffman 1993;
Hoffmann 1995; Fixdal/Smith 1998; Brunckhorst 1998; Mayer 1999; Ladwig
2000), bei der es um eine Reihe von Kriterien geht, die als Gradmesser für oder ge-
gen eine moralische Rechtfertigung humanitärer Intervention dienen können. Dazu
gehören Fragen nach dem „gerechten Grund“ (causa iusta), nach der „richtigen In-
tention“ (recta intentio) derjenigen, die militärisch eingreifen, nach der Legitimität
derjenigen, die darüber entscheiden, sowie nach der Angemessenheit, Verhältnis-
mäßigkeit und Effektivität der eingesetzten Mittel (Merkel 2000).

Der zweite Literaturstrang befaßt sich mit den sicherheitspolitischen Im-
plikationen von Interventionen. Dazu gehören zum einen Untersuchungen über die
Auswirkungen von humanitären Interventionen auf die Strukturen internationaler
Politik (Bull 1984; Fisler 1993; Jentleson u.a. 1992; Ramsbotham/Woodhouse
1996; Harris 1995), darunter nicht zuletzt die Frage, inwieweit sich im Zuge dieser
Entwicklung de facto das Verständnis von Souveränität wandelt (Lyons/Mastan-
duno 1995). Zum anderen werden die Folgen solcher Interventionen für einzelne
Akteure analysiert und evaluiert. Dies gilt in besonderer Weise für die Rolle der
Vereinten Nationen und ihrer peace-keeping-Operationen (Kühne 1993; Ehr-
hart/Klingenburg 1996), aber auch für die Sicherheitspolitik einzelner Interventi-
onsstaaten, wie insbesondere für die USA (Berdal 1994; Daalder 2000; Jentleson
1997; Haass 1994).

Der dritte Literaturstrang befaßt sich mit der Detailanalyse empirischer Fälle,
dabei stehen Interventionen wie im Irak (Kurden), in Kambodscha, Somalia, Haiti,
Bosnien, Ruanda oder Kosovo im Vordergrund.2 In der Regel geht es bei den zu-
meist induktiv vorgehenden Fallstudien um lessons, d.h. um verallgemeinerbare
Erkenntnisse über Bedingungen von Erfolg bzw. Mißerfolg solcher Interventionen.
Vergleichsweise selten wird hingegen der Frage nachgegangen, wie das Zustande-
kommen solcher Interventionen zu erklären ist (siehe z.B. Hasenclever 2000). Mit
anderen Worten: Warum wird überhaupt von Seiten Dritter in innerstaatliche Kon-
flikte interveniert? Welche Faktoren erklären den Einsatz militärischer Mittel?

Im Ergebnis läßt sich ähnlich wie bei der Prävention feststellen, daß bestimmte
Fragestellungen bislang eher unterbelichtet sind. Besonders auffällig ist die Domi-
nanz völkerrechtlicher und normativer Literatur; die sozialwissenschaftliche For-

                                                                       
2 Zu einzelnen Fallstudien, siehe u.a. Makinda (1993), Clarke/Herbst (1997), Hirsch/Oakley (1995),

Jones (1995), Calic (1996) und Weiss (1999); siehe auch Beiträge in Sammelbänden von Mac-
Rae/Zwi (1994), Debiel/Nuscheler (1996), Mayall (1996) und Walter/Snyder (1999).



D3 896 Bereich D: Die Zukunft des
Senghaas/Schneckener modernen Territorialstaates

schung konzentriert sich, wie dargestellt, dagegen entweder auf allgemeine Studien
zum Wandel internationaler Normen oder aber auf konkrete Fallstudien, wobei ver-
gleichende Studien eher die Ausnahme darstellen. Untersuchungen über die Genese
internationaler Interventionspolitiken (Wann wird wo warum interveniert?) sind
dagegen bis auf wenige Fälle Mangelware; die Erforschung bestimmter Teilaspekte
von Interventionspolitiken, wie etwa die zivil-militärische Zusammenarbeit (Joul-
wan/Shoemaker 1998; Weiss 1999) oder aber die zwiespältige Rolle privater Si-
cherheitsfirmen (Adams 1999; Lilly 2000; Lock 2001; Shearer 1998), steht noch
am Anfang. Die Wirkung solcher Politiken für die Adressaten-Staaten ist ebenfalls
zwar im Einzelfall untersucht worden, eine systematische Bündelung dieser Er-
kenntnisse fehlt jedoch bislang. Darüber hinaus werden zwar aus völkerrechtlicher,
aus normativer und politikwissenschaftlicher Sicht die Folgen von Interventionen
für die Norm der Souveränität in der internationalen Politik diskutiert. Nicht unter-
sucht wird jedoch, welche Auswirkungen solche Interventionen auf die Souveräni-
tät und damit auf die Staatlichkeit der Teilnehmer-Staaten selbst haben (für einen
ersten Versuch vgl. Zangl/Zürn 2003).

3.4 Eigene Vorarbeiten

Dieter Senghaas beschäftigt sich seit Jahrzehnten mit verschiedenen Aspekten der
Friedens-, Konflikt- und Entwicklungsforschung. Seine einschlägigen sicherheits-
politischen Forschungen beziehen sich auf die Problembereiche Abschreckung
(Senghaas 1969), Rüstungskontrolle (Senghaas 1972a, 1972b), Kriegs- und Frie-
densursachen im allgemeinen (Senghaas 1974, 1986, 1988) sowie Ethno-Konflikte
im Besonderen (Senghaas 1992, 1994, 1998).

Ulrich Schneckener hat sich in der Vergangenheit mit Fragen von Souveränität
und Selbstbestimmung in den internationalen Beziehungen (1996) sowie mit ver-
schiedenen Formen der Bearbeitung von ethno-nationalen Konflikten befaßt (1999,
2002a, 2002b; Schneckener/Wolff 2002). Daneben erarbeitete er erste Vorstudien
zur Rolle internationaler Organisationen im Bereich von Prävention/Intervention,
primär mit Blick auf die Europäische Union (Schneckener 2002c, 2002d). In seiner
neuen Funktion bei der Stiftung Wissenschaft und Politik (seit März 2002) be-
schäftigt er sich u.a. mit nicht-staatlichen Akteuren bei der Konfliktbearbeitung.

Literaturangaben zu den eigenen Vorarbeiten

Schneckener, Ulrich (1996) Das Recht auf Selbstbestimmung. Ethno-nationale Konflikte und internati-
onale Politik Hamburg: Lit-Verlag

– (1999) „Regulierung ethnischer Konflikte in Südosteuropa. Die Politik der Anerkennung“ Internatio-
nale Politik 54:9 7-20
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– (2002a) Auswege aus dem Bürgerkrieg. Modelle zur Regulierung ethno-nationaler Konfikte in Eu-
ropa Frankfurt a.M.: Suhrkamp

– (2002b) „Making Power-Sharing Work. Lessons from Successes and Failures in Ethnic Conflict
Regulation“ Journal of Peace Research 38:2 203-229

– (2002c) Developing and Applying EU Crisis Management. Test Case Macedonia, Flensburg: Euro-
pean Centre for Minority Issues, January 2002 (Working Paper Nr. 14)

– (2002d) „Konfliktprävention und Krisenmanagement der EU. Lehren aus dem Mazedonien-
Engagement“ in: Raimund Krämer & Hans Arnold, Hg. Sicherheit im größeren Europa Bonn: Dietz

– & Stefan Wolff, Hg. (2002) Managing and Settling Ethnic Conflicts: Perspectives on Successes and
Failures in Europe, Africa and Asia London: Hurst

Senghaas, Dieter (1969) Abschreckung und Frieden: Studien zur Kritik organisierter Friedlosigkeit
Frankfurt a.M.: Europäische Verlagsanstalt

– (1972a) Rüstung und Militarismus Frankfurt a.M.: Suhrkamp
– (1972b) Aufrüstung durch Rüstungskontrolle. Über den symbolischen Gebrauch von Politik Stutt-

gart: Verlag Kohlhammer
– (1974) Gewalt, Konflikt, Frieden. Essays zur Friedensforschung Hamburg: Hoffmann und Campe
– (1986) Die Zukunft Europas: Probleme der Friedensgestaltung Frankfurt a.M.: Suhrkamp
– (1988) Konfliktformationen im internationalen System Frankfurt a.M.: Suhrkamp
– (1992) Friedensprojekt Europa Frankfurt a.M.: Suhrkamp
– (1994) Wohin driftet die Welt? Über die Zukunft friedlicher Koexistenz Frankfurt a.M.: Suhrkamp
– (1998) Zivilisierung wider Willen Frankfurt a.M.: Suhrkamp

3.5 Arbeitsprogramm
(Ziele, Methoden, Arbeits- und Zeitplan)

3.5.1 Forschungsziele

Zentrales Anliegen des Projektes ist die Frage nach der Bildung von internationalen
Präventions- und Interventionspolitiken einerseits und ihrer Wirkung auf Staatlich-
keit andererseits. Präventions- und Interventionspolitiken werden dabei als ein
Ausdruck für die fortschreitende Verlagerung von Sicherheitspolitik von der Ebene
des Staates auf diverse Ebenen jenseits des klassischen Nationalstaates verstanden
(Internationalisierung sowie Privatisierung). Diese Entwicklung, auch als „post-
westfälisches System“ (Sørensen 2001) oder als „Regieren jenseits des National-
staates“ (Zürn 1998) bezeichnet, hatte zwar in einem engeren militärischen Sinne
bereits vor 1990 eingesetzt, vor allem im Rahmen von Militärallianzen wie etwa
der NATO. Sie bezieht sich jedoch heute auf eine breitere Konzeption von Sicher-
heit (Buzan u.a. 1998), die u.a. Aufgaben der Katastrophenhilfe, der Entwicklungs-
und Weltwirtschaftspolitik, der Terrorismus- und Kriminalitätsbekämpfung sowie
der Konfliktvermeidung und des Krisenmanagements als sicherheitspolitisch rele-
vant begreift. Darüber hinaus befaßt sich eine Vielzahl von IOs explizit mit der ge-
samten Bandbreite sicherheitspolitischer Fragen: Dazu zählen neben den Vereinten
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Nationen die OSZE und andere Regionalorganisationen ebenso wie die Europäi-
sche Union oder die NATO, die sich von einer reinen Allianz zu Zwecken kollekti-
ver Verteidigung zu einer „Sicherheits-Management“-Organisation (Wallan-
der/Keohane 1999) entwickelt. Diesen Organisationen wurden in den 1990er Jahren
von ihren Mitgliedern sukzessive immer neue Aufgaben und Kompetenzen über-
tragen, infolgedessen erhielten sie auch entsprechende Ressourcen. Gleichzeitig
verstärkten IOs die Kooperation mit nicht-staatlichen Akteuren, um diese erweiter-
ten Aufgaben leisten zu können. Diese Kooperationsformen von IOs und NGOs
gelten sowohl für die „Hauptquartiere“ in New York, Genf oder Brüssel, als auch
für die Zusammenarbeit vor Ort in den Krisenregionen. Diese Situation unterschei-
det sich von der sicherheitspolitischen Konstellation des DRIS, wie sie sich trotz
Allianzbindungen in der Zeit nach 1945 besonders markant am Beispiel Frank-
reichs, am wenigsten allerdings im Falle der BR Deutschland, dokumentieren läßt.

Die Wirkung solcher Politiken soll in zweifacher Weise untersucht werden.
Zum einen mit Blick auf Teilnehmer-Staaten, die sich aktiv an einer sich abzeich-
nenden Verlagerung und Internationalisierung beteiligen, an der Formulierung in-
ternationaler Standards mitwirken sowie ihre Ressourcen zur Verfügung stellen und
schließlich ihre nationalen Strukturen und Politikinhalte in den Bereichen Außen-,
Sicherheits- und Entwicklungspolitik entsprechend verändern, um für internationale
Aufgaben besser gerüstet zu sein. Zum anderen ist der Blick auf Adressaten-Staaten
bzw. Konfliktparteien gerichtet, die von Präventions- oder Interventionsmaßnah-
men unmittelbar betroffen sind. Dabei handelt es sich um Staaten, in denen ein
Bürgerkrieg droht oder bereits stattfindet – entweder in Gestalt eines ethno-
nationalen Konfliktes oder aber eines Anti-Regime-Krieges: Im ersten Fall treten
zumeist separatistische Gruppierungen auf den Plan, im zweiten Fall Rebellengrup-
pen, die ein bestehendes Regime mit Waffengewalt stürzen wollen. Beiden Fällen
gemeinsam ist jedoch der drohende Zerfall staatlicher Ordnung durch sich befeh-
dende Gruppen, im Extremfall verschärft durch warlords, die den Krieg zur neuen
Quelle privaten Einkommens erkoren haben (Elwert 1997; Jean/Rufin 1999). Kon-
flikte dieser Art haben seit dem Ende des Ost-West-Konflikts deutlich zugenom-
men (Gurr 1994; Wallensteen/Sollenberg 1999; Peck 1998: 25-44) und sind typisch
für Südosteuropa, den Kaukasus, Afrika südlich der Sahara und Südostasien. In
diesem „prä-westfälischen System“, das durch den Verlust des staatlichen Gewalt-
monopols gekennzeichnet ist (Daase 1999; Kaldor 2000; Rich 1999), treten inter-
nationale Akteure – oftmals IOs und NGOs gemeinsam – entweder auf Zeit an die
Stelle staatlicher Strukturen, oder aber sie tragen durch gezielte Maßnahmen zu de-
ren Stabilisierung bzw. friedlicher Transformation bei.
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Diese Überlegungen führen zu drei Aspekten, denen im Teilprojekt nachgegangen
werden soll:
� Die erste Fragestellung bezieht sich auf die Genese internationaler Präventi-

ons- und Interventionspolitiken: Sie thematisiert die von den Einzelstaaten ge-
förderte Entstehung dieser Politiken bis hin zur Bildung von Regimen, zumeist
lokalisiert bei den IOs, als ein Beispiel für den doppelten Trend in Richtung
Internationalisierung und gleichzeitiger Privatisierung von Sicherheit, den man
als Schritt in Richtung auf eine neue Security Governance verstehen kann. Mit
diesem Begriff werden neben der Pluralisierung von Akteuren (staatlich/inter-
gouvernemental/nicht-staatlich) auch veränderte Strukturen und Prozesse ver-
standen, die eine Politikformulierung, Entscheidungsfindung und Implementa-
tion von Sicherheitspolitik trotz Abwesenheit einer zentralen Autorität ermög-
lichen (Czempiel/Rosenau 1992; Gordenker/Weiss 1996; insbesondere Krah-
mann 2001). Konkret: Aufgaben der Konfliktvermeidung, der Friedenssiche-
rung und der Friedenserhaltung werden, inklusive der dazu notwendigen In-
strumente (zivile und militärische Mittel) und Ressourcen (Personal, Finanzen,
etc.), zunehmend an internationale Organisationen und an private Akteure
(humanitäre Hilfe, NGOs, Sicherheitsfirmen, etc.) delegiert. Die jeweiligen
Politiken unterliegen, so die Vermutung, demzufolge in einem höheren Maße
horizontaler Koordination, was zu veränderten Entscheidungsprozessen auf in-
ternationaler Ebene führt. Dreh- und Angelpunkt sind dabei die IOs, die sowohl
mit ihren Mitgliedstaaten als auch mit nicht-staatlichen Akteuren in Beziehung
stehen. Sie bilden daher die primäre Untersuchungseinheit, um die Bildung von
Regimen bzw. von Security Governance zu analysieren. Die Hauptfrage lautet
demnach: Wie läßt sich die Bildung solcher Politiken erklären und wie lassen
sich diese adäquat beschreiben?

� Die zweite Fragestellung bezieht sich auf die Wirkung dieser Politiken im
Rahmen von Security Governance auf jene Staaten, die an Präventions- bzw.
Interventionsmaßnahmen aktiv teilnehmen. Zwar sind diese Staaten selbst –
z.B. durch Beschlüsse auf EU-Ebene – an der Genese dieser Politiken und Re-
gime beteiligt; umgekehrt sind sie nach ihrer Etablierung zunehmend gezwun-
gen, ihre eigenen Politiken an die von den internationalen Organisationen ent-
wickelten Zielsetzungen, Standards (z.B. bei der Ausbildung von Personal) und
Normen anzupassen. Gleichzeitig wächst durch die Auslagerung von Aufgaben
und Ressourcen (outsourcing) an private Akteure der Koordinationsbedarf.
Umgekehrt nehmen diese Akteure wieder vermehrt Einfluß auf die Formulie-
rung nationaler Politiken. Diese Wechselbeziehung zwischen staatlichen und
nicht-staatlichen Akteuren auf nationaler Ebene, die in der Entwicklungspolitik
seit Jahrzehnten bekannt ist, zeichnet sich nunmehr auch im Bereich von Si-
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cherheitspolitik ab. Diese Veränderungen in der einzelstaatlichen Außen-, Si-
cherheits- und sicherheitspolitisch relevanten Entwicklungspolitik gilt es nach-
zuzeichnen. Die Hauptfrage lautet daher: In welcher Weise tragen Internatio-
nalisierung und Privatisierung von Sicherheit zu einem Wandel staatlicher Po-
litiken bei?

� Die dritte Fragestellung konzentriert sich auf die Interaktion zwischen den in-
ternationalen und nicht-staatlichen Akteuren auf der einen sowie den Adressa-
ten-Staaten auf der anderen Seite: Sie untersucht die praktischen Erfahrungen
von internationalen Präventions- und Interventionsversuchen in drohenden
oder bestehenden Bürgerkriegssituationen. Die Hauptfrage lautet hier: Welche
Auswirkungen haben Präventions- und Interventionspolitiken vor Ort und wel-
chen Einfluß haben sie auf den Erhalt, die Bildung oder aber die Transformati-
on von Staatlichkeit? Und welche Rolle spielen dabei internationale Organisa-
tionen bzw. nicht-staatliche Akteure?

Damit sind drei Themenkomplexe angesprochen, die zunächst deskriptiv erarbeitet
werden, woraus sich dann im Laufe des Forschungsprojektes explikative Erkennt-
nisse ergeben sollen:
(1) In welcher Form und wie entstehen Präventions- und Interventionspolitiken,

fokussiert auf die IOs und ebendort lokalisiert, und wie ist dieser Prozeß zu er-
klären?

(2) Welchen Einfluß hat dieser Prozeß seinerseits auf die Außen-, Sicherheits- und
Entwicklungspolitiken in ausgewählten Teilnehmer-Staaten?

(3) Welchen Beitrag leisten diese Politiken zum Aufbau oder zur Transformation
von Staatlichkeit in Adressaten-Staaten?

Jedem Themenkomplex liegt eine Reihe von deskriptiv/tentativ explikativ orien-
tierten Arbeitshypothesen zugrunde:

Zur ersten Fragestellung: Es wird erwartet, daß
a) bei den zu untersuchenden IOs seit Beginn der 1990er Jahre eine signifikante

Erweiterung von Aufgaben, insbesondere mit Blick auf Präventions- und Inter-
ventionspolitiken, stattfindet und insofern von einer Internationalisierung der
Sicherheitspolitik der OECD-Staaten gesprochen werden kann;

b) zudem verstärkt eine Privatisierung von Aufgaben im Sinne von outsourcing
an nicht-staatliche Akteure erfolgt;

c) eine enge Kooperation und Politikkoordination von IOs und NGOs stattfindet,
die sich dem einzelstaatlichem Einfluß weitgehend entzieht;

d) gleichwohl nur bestimmte Aufgaben verlagert werden, während andere typi-
scherweise bei den Nationalstaaten verbleiben;
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e) zwischen den einzelnen IOs eine erhebliche Varianz hinsichtlich ihrer Präven-
tions- und Interventionspolitiken besteht;

f) ferner die Genese und Fortentwicklung dieser Politiken stark von Pfad-
abhängigkeiten und inner-institutionellen Lernprozessen innerhalb der interna-
tionalen Bürokratien abhängig ist;

g) es gleichwohl, unabhängig von den einzelnen IOs erkennbare, verallge-
meinerbare „Muster“ bei der Politikentwicklung gibt;

h) die Verlagerung auf die internationale Ebene je nach Mitgliedstaat einer unter-
schiedlichen Erklärung folgt, wobei grundsätzlich macht-, interessen- oder
wissensorientierte Erklärungsmuster zu unterscheiden sind (Hasencle-
ver/Mayer/Rittberger 1997);

i) die Verlagerungsprozesse von der Politik dominanter Staaten stark beeinflusst
werden, wobei ambivalente Interessenlagen zu vermuten (pro/contra Verlage-
rung) sind. Diese Ambivalenz ist vor allem bei der Weltführungsmacht USA
zu unterstellen.

Zur zweiten Fragestellung: Es wird erwartet, daß
a) die Teilnehmer-Staaten aktiv an den internationalen Politiken bzw. den eta-

blierten Formen von security governance beteiligt sind, wobei bei jedem Staat
unterschiedliche Motivationslagen vermutet werden können, die sich in den in-
nenpolitischen Debatten zu diesem Thema widerspiegeln;

b) sich die Teilnehmer-Staaten in unterschiedlicher Weise im Rahmen in-
ternationaler Politiken engagieren und bei den multilateralen Aktivitäten ent-
sprechende Schwerpunkte setzen;

c) sich die Teilnehmer-Staaten in ihrer Außen-, Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik verstärkt an Normen, Standards und Erfordernissen der inter-
nationalen Ebene orientieren und ihre traditionellen Politiken entsprechend
verändern;

d) sich die Teilnehmer-Staaten im Zuge dieser veränderten Politiken verstärkt
nicht-staatlicher Akteure bedienen und diese mit entsprechenden Ressourcen
ausstatten;

e) gleichwohl die Bereitschaft der Staaten, Souveränität im Sicherheitsbereich ab-
zugeben, unterschiedlich stark ausgeprägt ist und sie sich dementsprechend im
Rahmen multilateraler Entscheidungsprozesse positionieren;

f) insgesamt jedoch unilaterale Politiken im Bereich von Prävention und Inter-
vention zugunsten von multilateralen oder gar supranationalen Politiken signi-
fikant abnehmen.
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Zur dritten Fragestellung: Es wird erwartet, daß
a) die Bereitschaft von Adressaten-Staaten bzw. der lokalen Konfliktparteien, in-

ternationale Akteure im Konfliktfall ins Land zu lassen, von Fall zu Fall unter-
schiedlich gelagert und zumeist abhängig von bestimmten Anreizstrukturen
und/oder externem Druck ist;

b) der Einfluß internationaler Akteure und der Effekt ihrer präventiven bzw. in-
tervenierenden Maßnahmen je nach Konflikttyp und je nach Konfliktstadium
stark variieren;

c) sich bestimmte Instrumente (oder auch Instrumentenmixe) beim Aufbau oder
der Transformation staatlicher Strukturen grundsätzlich besser bewährt haben
als andere;

d) in Fällen bedrohter bzw. zerfallender Staatlichkeit wesentliche Aufgaben nicht
nur von den IOs, sondern auch von nicht-staatlichen Akteuren wahrgenommen
werden;

e) der relative Erfolg internationaler Präventions- und Interventionsstrategien von
begünstigenden Bedingungen sowohl auf Seiten der externen Akteure (z.B.
Zeitpunkt des Eingreifens, koordiniertes und kohärentes Vorgehen, Führungs-
rolle einer IO, fallspezifische Herangehensweise) als auch auf Seiten der loka-
len Konfliktakteure (z.B. Rolle der politischen Führung, Verhältnis von friedli-
chen und gewaltbereiten Kräften, eigene Fähigkeiten zur Konfliktvermeidung)
abhängt (Matthies 2000: 111-118).

3.5.2 Untersuchungsmethode

Fallauswahl

Aufgrund des Forschungsdesigns bezieht sich die Fallauswahl auf drei Gruppen:
Internationale Organisationen, Teilnehmer und Adressaten.

Internationale Organisationen

Für die Untersuchung von internationalen Präventions- bzw. Interventionspolitiken
sollen nur IOs untersucht werden, in denen erstens die für den gesamten Sfb rele-
vanten westlichen Industriestaaten eine hervorgehobene Rolle spielen, und die
zweitens auf dem Gebiet von Prävention und Intervention in den 1990er Jahren be-
sonders aktiv waren. Insofern kommen neben den Vereinten Nationen nur noch eu-
ropäische bzw. transatlantische IOs in Frage, darunter entfallen aber jene, die, wie
etwa der Europarat oder die OECD, keine nennenswerten präventiven oder interve-
nierenden Aktivitäten entfaltet haben. Ein wesentlicher Schwerpunkt der Fallstu-
dien ist die Untersuchung der Kooperation zwischen der jeweiligen IO und ver-
schiedenen relevanten nicht-staatlichen Akteuren. Daraus ergibt sich ein Sample
von vier Fällen:
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� Vereinte Nationen (UN): Mit seiner Agenda for Peace (1992) setzte der dama-
lige UN-Generalsekretär Boutros-Ghali neue Schwerpunkte in den Bereichen
präventive Diplomatie und Friedenskonsolidierung (post-conflict peace-
building). Als erster Schritt wurde insbesondere die Rolle von Frühwarnung
und fact finding des Generalsekretariats aufgewertet, dazu wurden das Depart-
ment of Humanitarian Affairs (DHA) sowie das Department of Political Affairs
(DPA) gegründet. Ferner wurde das Initiativrecht des Generalsekretärs gegen-
über dem UN-Sicherheitsrat gestärkt (Art. 99 UN-Charta) und die Möglichkei-
ten zum Einsatz von fact finding- und Experten-Missionen in Krisengebieten
verbessert (Art. 34 UN-Charta). Gleichzeitig wurden in den 1990er Jahren die
„klassischen“ Instrumente wie die Entsendung von Sonderbotschaftern (special
envoys) sowie peace-keeping-Operationen weitaus häufiger genutzt als zuvor,
ähnliches gilt für vom UN-Sicherheitsrat gebilligte peace-enforcement-
Operationen (z.B. Somalia, Haiti, Bosnien). Hinzu trat die praktische Er-
probung neuer Ansätze wie preventive deployment von UN-Truppen, die
Schaffung demilitarisierter Zonen (safe haven) und nicht zuletzt diverse Versu-
che, durch zivile UN-Verwaltungen in Krisengebieten Staatlichkeit neu- oder
wiederzubegründen. Für eine weitere Stärkung der UN im si-
cherheitspolitischen Bereich, insbesondere mit Blick auf die autonome Hand-
lungsfähigkeit, wird darüber hinaus seit Jahren über eigene Stand-by-Truppen
zur Friedenssicherung (zuletzt im sogenannten Brahimi-Report, 2000) sowie ü-
ber eine institutionelle Reform des UN-Sicherheitsrates diskutiert.

� Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit (OSZE, früher KSZE): Be-
reits in der Charta von Paris (1990) verständigten sich die KSZE-Staaten dar-
auf, nach neuen Wegen der Kooperation zu suchen, darunter „ways of pre-
venting, through political means, conflicts which may emerge“. Galt dies zu-
nächst mit Blick auf zwischenstaatliche Krisen, wurden mit dem Gipfel von
Helsinki (1992) Instrumente zur Bearbeitung innerstaatlicher Konflikte ge-
schaffen: das Office for Democratic Institutions and Human Rights (ODIHR),
der Hohe Kommissar für Nationale Minderheiten sowie die Entsendung von
Langzeit-Beobachtungsmissionen bzw. von Sonderbeauftragten in Krisenregi-
onen. Mit ihrer Institutionalisierung wurde die OSZE auf der Gipfel-Konferenz
von Budapest (1994) zum „primary instrument for early warning, conflict pre-
vention and crisis management“ erklärt. Auf politischer Ebene spielen dabei
der Ständige Rat, das OSZE-Sekretariat sowie der amtierende Chairman-In-
Office die zentrale Rolle. Daneben bestehen eine Reihe von Mechanismen, die
einerseits die OSZE-Staaten zur Kooperation in Menschenrechts- und Sicher-
heitsfragen verpflichten und andererseits zur Krisenbewältigung bzw. zur
friedlichen Streitbeilegung dienen sollen (Berlin- bzw. Valletta-Mechanismus).
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Auf dem Gipfel in Istanbul (1999) beschloß die OSZE zudem die Einrichtung
von Rapid Expert Assistance and Cooperation Teams (REACT, bis Juni 2000),
die die vorhandene Expertise bündeln und künftige OSZE-Missionen unterstüt-
zen sollen.

� Europäische Union (EU): Seit Mitte der 1990er Jahre verstärkte die EU ihre
Bemühungen, Strategien und Instrumentarien zum Krisenmanagement außer-
halb der EU-Region zu entwickeln. Zum einen wurde das Thema in der verge-
meinschafteten EU-Entwicklungspolitik aufgegriffen, dokumentiert durch ent-
sprechende Mitteilungen der EU-Kommission (1996, 1999) und diverse EU-
Ratsbeschlüsse. Das Ziel bestand darin, „klassische“ entwicklungspolitische
Maßnahmen nunmehr unter den Primat der Prävention und der Friedensförde-
rung (peace building) zu stellen und gleichzeitig neue, präventionsrelevante
Förderprogramme (z.B. Ausbildung von Richtern, Polizisten und Journalisten,
Unterstützung von lokalen NGOs, Versöhnungsarbeit, etc.) aufzulegen. Ähnli-
che Aktivitäten zur Förderung von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Zivil-
gesellschaft finden sich auch in anderen EU-Kooperationsprogrammen (z.B.
Meda, Phare, Tacis). Zum zweiten gewann Krisenmanagement an Bedeutung
im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) – nicht
zuletzt, da die EU im ehemaligen Jugoslawien in der Phase der Friedens-
konsolidierung eine Reihe von zivilen Aufgaben übernahm (z.B. EU-Ver-
waltung von Mostar, Hoher Repräsentant in Bosnien). Mit dem Vertrag von
Amsterdam (1997) wurde die Einsetzung eines Hohen Beauftragten für die
GASP sowie, unter seiner Leitung, die Bildung einer Policy Planning and
Early Warning Unit beim Ministerrat beschlossen, um im Krisenfalle frühzeiti-
ger tätig zu werden. Darüber hinaus entwickelt die EU, basierend auf den Rats-
beschlüssen von Köln (Juni 1999), Helsinki (Dez. 1999) und Feira (Juni 2000),
künftig sowohl militärische als auch zivile Instrumente: Geplant sind u.a. der
Aufbau einer militärischen Rapid Reaction Force (rund 60 000 Soldaten, bis
2003) und einer zivilen Polizeieinheit (rund 5000 Polizisten, bis 2003), die Bil-
dung eines EU-Militärstabes, eines zivil-militärischen EU-Lagezentrums sowie
die Schaffung einer, bei der EU-Kommission angesiedelten Rapid Reaction
Facility (RRF) für zivile Sofortmaßnahmen.

� Nord-Atlantische Vertragsorganisation (NATO): Bei der NATO bestehen zwei
Schwerpunkte: Zum einen betrachtet die NATO ihre Kooperationsbemühungen
wie etwa das Programm „Partnerschaft für den Frieden“ (seit 1994) und die
Bildung des NATO-Rußland-Rates (1997) als eine Möglichkeit zum sicher-
heitspolitischen Dialog und damit zur Prävention internationaler Krisen. Zum
anderen bekundete die NATO bereits 1994 ihre Bereitschaft, „von Fall zu Fall
(...) friedenswahrende und andere Operationen“ im Rahmen der UN oder der
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KSZE/OSZE zu unterstützen und sich somit an der Krisenbewältigung zu
beteiligen. Die NATO übernahm im Zuge der Kriege im ehemaligen Jugosla-
wien in der Tat vermehrt militärische Aufgaben – sowohl in Form von peace
enforcement (wie etwa 1995 in Bosnien) als auch von peace keeping (siehe
IFOR/SFOR, KFOR). In ihrem neuen „Strategischen Konzept“ (23./24.4.1999)
unterstreicht die NATO diese Rolle, sie zählt nunmehr „wirksame Krisenver-
hütung“ sowie „Krisenbewältigung, einschließlich des Einsatzes von Kri-
senreaktionskräften“ innerhalb des euro-atlantischen Raums zu ihren Zu-
ständigkeiten.

Teilnehmer

Für die Auswahl von Teilnehmer-Staaten lassen sich drei Typen unterscheiden:
Zum ersten jene Staaten, die bereits seit Jahrzehnten im Bereich von Prävention
und Intervention auf internationaler Ebene tätig sind (Vorreiter); dazu gehören vor
allem Schweden, Norwegen, die Niederlande und die Schweiz. Zum zweiten jene
Staaten, die grundsätzlich an einer Multilateralisierung von Sicherheitspolitik inte-
ressiert sind (Multilateralisten); dazu gehören beispielsweise Deutschland, Kanada
und Italien. Zum dritten jene Staaten, die klassischerweise unilaterale Aktivitäten in
der Sicherheitspolitik betreiben (Unilateralisten); dazu gehören Frankreich, Groß-
britannien und vor allem die USA. Es ist zu erwarten, daß je nach Typ die Staaten
unterschiedlich auf die Internationalisierung von Sicherheitspolitik reagieren. Um
jedoch die Politiken (und ihren Wandel) systematisch vergleichen zu können, ist
beabsichtigt, aus jeder Gruppe je einen Staat auszuwählen, der nach Möglichkeit in
allen genannten IOs/Regimen engagiert ist. Deshalb soll der Wandel in der Außen-,
Sicherheits- und Entwicklungspolitik bei den EU-Mitgliedern Schweden (oder al-
ternativ: Niederlande), BR Deutschland und Frankreich untersucht werden.

Adressaten

Bei der Auswahl von Adressaten – im Sinne von innerstaatlichen Konflikten – sind
primär zwei Kriterien zu beachten: Zum ersten sollten sowohl Fälle in einem frühen
(Prävention) als auch in einem späten Konfliktstadium (Intervention) berücksichtigt
werden. Zum zweiten sollten die Fälle danach unterschieden werden, ob sie in ers-
ter Linie federführend von einer IO oder aber von mehreren IOs zeitgleich bear-
beitet wurden, so daß sich die Aktivitäten der einzelnen IOs sowohl getrennt als
auch in ihrer Interaktion untersuchen lassen. Nimmt man beide Punkte zusammen,
sind folgende Fallstudien geplant:
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UN OSZE EU/NATO IOs gemeinsam

Früher Zeitpunkt
(Prävention)

Mazedonien
(1992)

Baltikum Mazedonien
(2001)

Ex-Jugoslawien
(1992-95)

Später Zeitpunkt
(Intervention)

Ost-Timor (1999)
Afghanistan
(2001)

Moldawien, Geor-
gien

Bosnien (1995) Kosovo (1999)

Untersuchungszeitraum

Der Untersuchungszeitraum dieses Projektes bezieht sich auf die 1990er Jahre, da
erst nach dem Ende des Ost-West-Konflikts verstärkt die These von der Internatio-
nalisierung und Privatisierung der Sicherheitspolitik vertreten wird. Um Verände-
rungen im einzelnen herauszuarbeiten, ist gleichwohl sowohl mit Blick auf die zu
untersuchenden IOs als auch mit Blick auf die Teilnehmer-Staaten als Kontrastfolie
ein historischer Rückgriff auf die Zeit vor 1989-91 notwendig. Dieser soll aus-
schließlich sekundäranalytisch erfolgen.

Methodische Vorgehensweise

Das methodische Vorgehen basiert auf dem systematischen Vergleich von Fällen:
Zum ersten wird, wie oben ausgeführt, die Genese von Präventions- bzw. Interven-
tionspolitiken einzelner IOs, zum zweiten die Reaktion bestimmter Außenpolitiken
auf diese Entwicklung und zum dritten das Agieren der jeweiligen IOs in konkreten
Konfliktfällen miteinander verglichen. Stets sind dazu qualitative Fallstudien not-
wendig, die sich sowohl auf die Auswertung von Sekundärliteratur und Dokumen-
ten als auch vor allem auf Experteninterviews stützen, die mit Beamten der IOs und
der jeweiligen Außen- bzw. Entwicklungsministerien sowie mit Akteuren in den
ausgewählten Konfliktregionen zu führen sind.

Zeitplan

Die drei Themenkomplexe übersetzen sich in drei Projektphasen, wobei jede Phase
sowohl eine deskriptive als auch eine explikative Komponente enthält.

In Phase 1 (2003-06) geht es im ersten Schritt um eine Analyse des Politik-
zyklus innerhalb der vier genannten IOs, der in den 1990er Jahren dazu führte, sich
sowohl deklaratorisch als auch sachlich-materiell verstärkt Fragen des Kri-
senmanagements zu widmen. Darunter fallen eine Reihe von deskriptiven Fragen:
Wie und von wem wurde das Thema aufgegriffen und politisch forciert? Wie wur-
de das neue Politikfeld innerhalb der Organisation verortet und institutionalisiert?
Welche internen Veränderungen (z.B. Organisationsstrukturen, Entscheidungspro-
zesse) wurden vorgenommen? Welche neuen Instrumentarien, Mechanismen und
politischen Entscheidungsprozeduren wurden entwickelt? Wie haben sich diese



Bereich D: Die Zukunft des 907 D3
modernen Territorialstaates Senghaas/Schneckener

über die Zeit verändert? Welche finanziellen und personellen Ressourcen bringen
die IOs für Prävention bzw. Intervention auf? Welche Konzeptionen und Strategien
liegen den Aktivitäten zugrunde? Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit mit NGOs
und anderen privaten Akteuren? In einem zweiten Schritt sollen dann verschiedene
Erklärungsansätze für die Entwicklung der IOs untersucht werden, darunter fallen
sowohl endogene (z.B. inner-institutionelle Prozesse) als auch exogene Faktoren
(z.B. Interessenlagen führender Mitgliedstaaten).

Phase 2 (2007-2010) beginnt ebenfalls mit einer Beschreibung der jeweiligen
Außen-, Sicherheits- und (sicherheitspolitisch relevanten) Entwicklungspolitiken.
An die Adresse der nationalen Bürokratien sind dabei ähnliche Fragen zu stellen
wie an die der IOs, ehe wiederum nach Erklärungen für den festgestellten Wandel
(oder auch für die Beibehaltung des Status quo) in jedem Einzelfall bzw. für den
unterschiedlichen Grad an Veränderung im Vergleich der Fälle gesucht wird.

In Phase 3 (2011-2014) werden zunächst das Vorgehen und die Aktivitäten der
jeweiligen IOs in einem innerstaatlichen Konfliktfall analysiert. Besondere Auf-
merksamkeit gilt dabei nicht zuletzt der Interaktion zwischen IOs und den lokalen
Konfliktparteien, um festzustellen, ob IOs Einfluß auf den Aufbau bzw. die Trans-
formation von staatlichen Strukturen nehmen, und wenn ja: welchen? In einem
weiteren Schritt wird darüber hinaus gefragt, unter welchen spezifischen Bedin-
gungen die einzelnen IOs mit Blick auf die Etablierung nachhaltiger staatlicher
Strukturen erfolgreich agieren und welche Instrumente bzw. Aktivitäten sich dabei
besser bewährt haben als andere. Diese Auswertung dient nicht zuletzt dazu, allge-
meine Aussagen über die typischen Stärken und Schwächen internationaler Prä-
ventions- bzw. Interventionspolitiken bzw. bestimmter Formen von security gover-
nance zu treffen.



D3 908 Bereich D: Die Zukunft des
Senghaas/Schneckener modernen Territorialstaates

Für die ersten vier Jahren ist folgende schematische Arbeitsabfolge vorgesehen:

Arbeitsschritte 2003 2004 2005 2006

Aufarbeitung von Theorien und
Literatur, Hypothesenbildung,
Erstellung von Fragebögen

Fallstudienarbeit, Feldforschung,
Experteninterviews

Auswertung und Darstellung der
Fallstudien zu den IOs

Überprüfung von Erklärungsfak-
toren zur Bildung der Präventi-
ons- u. Interventionspolitiken

Gesamtauswertung

Im Rahmen dieses Arbeitsplanes – insbesondere für den zweiten Arbeitsschritt – ist
eine Reihe von Forschungsreisen zu Interviewzwecken erforderlich. Dies betrifft
zum einen die Hauptquartiere der jeweiligen IOs (New York/Genf, Brüssel und
Wien), um dort mit Experten und der IO-Bürokratie zu sprechen. Zum zweiten
müssen relevante Hauptstädte jener Teilnehmer-Staaten besucht werden, die we-
sentlich an der Entwicklung internationaler Interventions- und Präventionspolitiken
beteiligt waren (Washington, Berlin, Paris, London, Den Haag, Stockholm). Hier
geht es primär um Interviews mit Diplomaten bzw. lokalen Politikberatern. Zum
dritten ist geplant, Interviews mit nicht-staatlichen Akteuren (primär NGOs) durch-
zuführen, die eng mit den untersuchten IOs kooperieren. Diese sind zumeist auch
an den genannten IO-Sitzen repräsentiert, im Einzelfall mag gleichwohl eine Reise
zu anderen Orten notwendig sein.

3.6 Stellung innerhalb des Programms
des Sonderforschungsbereichs und
Entwicklungsperspektive des Teilprojekts

Das Teilprojekt beschäftigt sich mit dem Wandel staatlicher Politiken am Beispiel
internationaler Sicherheitspolitik. Die drei oben skizzierten Themenkomplexe
nehmen dabei vor allem Bezug auf den in den 1990er Jahren zu beobachtenden
Wandel in der Ressourcendimension von Staatlichkeit. Anders als zu Zeiten des
Ost-West-Konflikts wird die Einmischung in innere Angelegenheiten, etwa zum
Schutz von Menschenrechten, zur Versorgung einer notleidenden Bevölkerung, zur
Vermittlung zwischen Konfliktparteien oder zur Aufrechterhaltung einer öffentli-
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chen Ordnung, verstärkt gefordert. Dies gilt sowohl für Vertreter der „Gesell-
schaftswelt“ – etwa transnationale Netzwerke von Nicht-Regierungsorganisationen
im Bereich Menschenrechte und humanitäre Hilfe – als auch für Vertreter der IOs
und für Vertreter von Regierungen (insbesondere aus der OECD-Welt), die zuneh-
mend die Bereitschaft zeigen, in akuten oder potentiellen Krisengebieten von außen
im Rahmen international formulierter Politiken mit zivilen oder militärischen Mit-
teln einzugreifen.

In dem Projekt geht es also um die Verlagerungsprozesse entlang der Achse
subnational/international, wobei aber nur die Verlagerungsprozesse in Richtung
Internationalisierung untersucht werden.

Abbildung 1: Die zwei Achsen territorialstaatlichen Wandels

PrivatisierungVerstaatlichung

Internationalisierung

Subnationalisierung

Nationale
Sicherheitspolitik

Diese Internationalisierung von Sicherheitspolitik stellt offenkundig einen erhebli-
chen Eingriff in die Souveränität sowohl der Teilnehmer-Staaten als auch der
Adressaten-Staaten dar: Zum einen entstehen, so die Vermutung, durch die von den
Teilnehmer-Staaten selbst induzierte Verlagerung von Aufgaben und Ressourcen an
IOs und private Akteure politische Zugzwänge und Anpassungsprobleme für die
staatlichen Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitiken. Dadurch gewinnt die
IO-Ebene ein eigenständiges Gewicht vis-à-vis ihrer Mitglieder; der staatliche
Einfluß auf die delegierten Aufgaben und Instrumente (etwa die Allokation von
Polizei- und Militärkräften oder von zivilem Friedenspersonal bei der EU, der
OSZE oder der UNO) wird zumindest aufgrund multilateraler Entscheidungsstruk-
turen erheblich erschwert. Zum anderen dürften nicht-staatliche Akteure, die als
„Dienstleister“ für verschiedene Aufgaben fungieren (z.B. humanitäre Hilfe) stärke-
re Mitsprache an innerstaatlichen Entscheidungen über die Verteilung von Ressour-
cen beanspruchen. Mit anderen Worten: In dem Maße, wie sich Staaten aktiv an der
Entwicklung von Security Governance, d.h. internationaler Präventions- und Inter-
ventionspolitiken, beteiligen, müssen sie selbst Einschränkungen ihrer innen- wie
außenpolitischen Handlungsautonomie hinnehmen.
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Auf der Seite der Adressaten-Staaten stellt jede Form von präventiver Politik
eine Einmischung in innere Angelegenheiten und eine Intervention in jene Domäne
dar, in der klassischerweise staatliche Akteure souverän agieren. Ob unter externem
Druck oder bereitwillig – betroffene Regierungen konzedieren damit eine de facto-
Internationalisierung ihres internen Konfliktes. Infolgedessen lassen sie z.B. Beob-
achtermissionen oder Hilfsorganisationen ins Land, reagieren auf Sanktionsdro-
hungen, dulden die internationale Unterstützung bei der Organisation von Wahlen,
erlauben IOs die Durchführung von Ausbildungsprogrammen für Richter, Polizei-
beamte, Militärs und Journalisten oder gestatten die Stationierung internationaler
Truppen vor oder nach einem Konflikt – wenngleich oft nur widerwillig. Eine we-
sentliche Aufgabe des Projektes ist es daher, zu erklären, warum die Staaten selbst,
die klassischerweise von den Normen Souveränität und Nicht-Einmischung profi-
tieren, in verstärktem Maße zu einer Erosion dieser den Einzelstaat favorisierenden
Prinzipien beitragen, indem sie jenseits des Staates internationale Präventions- und
Interventionspolitiken befördern.

Darüber hinaus ist der dritte Themenkomplex dimensionenübergreifend ange-
legt: Internationale und private Akteure übernehmen im Zuge von Prävention bzw.
Intervention – zumindest temporär – in Teilen oder vollständig alle klassischen
Dimensionen moderner Staatlichkeit, die ansonsten von lokalen Regierungen, Mi-
litär-, Polizei- und Justizapparaten ausgeübt werden. In der Regel geschieht diese
Verlagerung von Staatsaufgaben auf externe Akteure bei einem drohenden oder be-
reits stattgefundenen Staatsversagen (failed states). Dabei werden diese je nach Si-
tuation in unterschiedlicher Weise tätig: aktive Stationierung von Truppen und Po-
lizeikräften, innerstaatliche Rüstungskontrolle und Abrüstung, Ausbildung von lo-
kalen Sicherheitskräften, humanitäre Soforthilfe, internationale Kredite und Wirt-
schaftshilfen, langfristig angelegte Entwicklungspolitik, Aufbau von Zi-
vilverwaltungen, Schaffung einer unabhängigen Justiz etc. Das Ziel dieser Maß-
nahmen besteht allerdings in der Regel darin, staatliche Institutionen über Zeit
(wieder) in die Lage zu versetzen, Sicherheit, Rechtsstaatlichkeit und Wohlergehen
ihrer Bürger selbst garantieren zu können. Es handelt sich in diesem Sinne um eine
Stärkung bzw. Stabilisierung der einzelnen Dimensionen von Staatlichkeit von au-
ßen, was allerdings in der Regel einer Transformation der politischen Institutionen
gleichkommt. Der externe Eingriff soll der Intention nach dazu führen, daß sich
einstmals instabile oder illegitime staatliche Strukturen nachhaltig verändern, um
das innergesellschaftliche Gewaltpotential zu reduzieren oder zumindest einzuhe-
gen. Als Beispiele dafür lassen sich die internationalen Bemühungen in Bosnien, im
Kosovo, in Ost-Timor, in Mazedonien, in Georgien oder in Afghanistan anführen.

Abgrenzungsbedürftig ist das Projekt nicht gegenüber dem Projekt D1 („Steu-
erpolitik“), aber in gewissem Umfang gegenüber dem Projekt D2 („Gewaltmono-
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pol“), das sich auf die Internationalisierung des Gewaltmonopols bezieht. D2 ist
allerdings vom Sachbereich her breiter angelegt, von der allein auf die staatlichen
Präferenzen angelegten Analyseperspektive dagegen enger. Das hier vorgestellte
Teilprojekt hingegen betrachtet mit Prävention und Intervention einen schmaleren
Ausschnitt aus der Ressourcendimension, untersucht ihn jedoch sowohl aus der
Perspektive internationaler Organisationen als auch von staatlichen Politiken. Vor
allem hinsichtlich der Erhebung staatlicher Präferenzen kann ggf. in der zweiten
Phase von D3 zumindest teilweise auf die von D2 („Gewaltmonopol“) in der ersten
Phase erhobenen Präferenzen zurückgegriffen werden. Grundsätzlich ist eine enge
Zusammenarbeit sowohl auf Mitarbeiter- wie auf Projektleiterebene geplant.

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten

Von den Antragstellern betriebene Projekte verwandten Zuschnitts werden von der
DFG und anderen Zuwendungsgebern nicht gefördert.
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